Ausgabe A. 


Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 
Br, 75 Ansgegeben Danzig, den 28. Septeuler 1533 


184 IX. Aus führungs verordnung 
betr. die Abänderung der V. Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Regelung der Milch⸗ 
wirtſchaft vom 27. 10. 1931 (G. Bl. S. 771 ff.) betr. die Errichtung eines Milchverſorgungsverbandes 
vom 7. 3. 1933 (G. Bl. S. 101 ff.). 
Vom 22. September 1933. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 68 und 89, 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) ſowie auf Grund der $$ 36, 46 und 47 der Verord⸗ 
nung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931 wird folgendes mit Geſetzeskraft ver⸗ 
ordnet: 

§ 1 

Auf Grund des § 36 der Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931 
(G. Bl. S. 771 ff.) in der Faſſung der Verordnung vom 10. 5. 1932 (G. Bl. S. 235 ff.) werden ſämt⸗ 
liche im Gebiet der Freien Stadt Danzig gelegenen Erzeugerbetriebe, Milch be- und verarbeitenden 
Betriebe ſowie Milchhandelsbetriebe zur Regelung der Verwertung und des Abſatzes von Milch und 

Milcherzeugniſſen zuſammengeſchloſſen. 
: Der Zuſammenſchluß führt den Namen „Milchverſorgungsverband der Freien Stadt Danzig“. Er 
it rechtsfähig und hat die Eigenſchaft einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts. 
Soe 

Die Rechte und Pflichten der Mitglieder und die übrigen Rechtsverhältniſſe des Zuſammenſchluſſes 
regeln ſich nach der nachſtehenden Satzung. 

8 8 

Der Zuſammenſchluß ſteht unter der Aufſicht des Landesbauernführers. Die Aufſicht beſchränkt 
ſich darauf, daß die Angelegenheiten des Zuſammenſchluſſes nach Geſetz und Satzung verwaltet werden. 

Der Landesbauernführer iſt insbeſondere befugt: 

a) Bücher, Schriften und Rechnungen des Zuſammenſchluſſes einzuſehen; 

b) von dem Kommiſſar des Zuſammenſchluſſes ($ 10. der Satzung) und von. den Geſchäfts⸗ 
führern Auskunft über alle geſchäftlichen Angelegenheiten zu verlangen; 

e) an den Sitzungen der Organe des Zuſammenſchluſſes teilzunehmen und die Anberaumung 
von Sitzungen ſowie die Beſchlußfaſſung über beſtimmte Gegenſtände zu verlangen; 

d) Nachprüfungen durch Sachverſtändige auf Koſten des Zuſammenſchluſſes vornehmen zu laſſen; 

e) Maßnahmen des Kommiſſars des Zuſammenſchluſſes, insbeſondere ſolche, durch die Sperren 
oder Nachteile von ähnlicher Bedeutung verhängt werden, außer Wirkſamkeit zu ſetzen und 
ihre Ausführung zu unterſagen, wenn ſie geeignet ſind, die Geſamtwirtſchaft oder das Ge⸗ 
meinwohl zu gefährden, im Falle der Verhängung einer Sperre oder eines Nachteils von 
ähnlicher Bedeutung, auch wenn die wirtſchaftliche Bewegungsfreiheit des Betroffenen un⸗ 
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billig eingeſchränkt wird oder wenn fie gegen das Geſetz oder die Satzung des Zuſammen— 
ſchluſſes verſtoßen; 

f) anſtelle der außer Kraft geſetzten Maßnahmen das Erforderliche zu veranlaffen; 

g) Mitglieder der Organe des Zuſammenſchluſſes und die Geſchäftsführer, die ſich einer groben 
Pflichtverletzung ſchuldig machen, ihres Amtes zu entheben. 


§ 4 
Der Kommiſſar it berechtigt, gegen Mitglieder, welche gegen die Satzung oder die zu ihrer Er- 
gänzung und Ausführung erlaſſenen Beſtimmungen verſtoßen, Ordnungsſtrafen bis zu 1000 G im 
Einzelfall feſtzuſetzen. Gegen die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen iſt binnen 2 Wochen nach Zuſtellung 
die Beſchwerde beim Senat zuläſſig. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung und kann nur 
darauf geſtützt werden, daß die tatſächlichen Vorausſetzungen für die Verhängung der Swangsitrafen 
nicht vorhanden waren. Die Entſcheidung des Senats iſt endgültig. 


8 5 

Die Beitreibung der feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, rückſtändigen Mitgliederbeiträge, Ausgleichs⸗ 
beiträge, Umlagen und ſonſtiger Geldleiſtungen, die der Zuſammenſchluß nach der Satzung oder der 
Kontingentierungsordnung erhebt, erfolgt im Verwaltungszwangsverfahren. Der Zuſammenſchluß als 
Gläubiger erſucht die Beitreibungsbehörde um Anordnung der Zwangsvollſtreckung unter Bezeichnung 
des Schuldners, der geſchuldeten Beträge und des Grundes der Forderung. 

Die eingezogenen Beträge fließen, ſoweit ſie nicht nach der Satzung oder der Kontingentierungs⸗ 
ordnung an den Ausgleichsfonds des Zuſammenſchluſſes abzuführen ſind, in die Verwaltungskaſſe des 
Zuſammenſchluſſes. Die Beitreibungsbehörde it berechtigt, 10 % der beigetriebenen Beträge als Erſatz 
ihrer Unkoſten einzubehalten. 

Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1933 in Kraft. Gleichzeitig tritt die V. Ausführungsver⸗ 
ordnung vom 7. März 1933 zur Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft betr. die Er⸗ 
richtung eines Milchverſorgungsverbandes außer Kraft, ſoweit deren Beſtimmungen den Vorſchriften 
dieſer Verordnung entgegenſtehen. 


Danzig, den 22. September 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
Satzung 
des Milchverſorgungsverbandes der Freien Stadt Danzig. 
8 1 


Der Zuſammenſchluß führt den Namen 
„Milchverſorgungsverband der Freien Stadt Danzig“ (M. V. D.) 
und hat ſeinen Sitz im Stadtbezirk Danzig. 
§ 2 
Der M. V. D. hat den Zweck und die Aufgabe, innerhalb des Gebietes des Zuſammenſchluſſes 

a) das Verbrauchergebiet mit genügender, einwandfreier und geſunder Trinkmilch ſowie mit 
Milcherzeugniſſen zu angemeſſenen Preiſen zu verſorgen, 

b) die Verwertung der Werkmilch nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten zu regeln, 

e) die Qualität der Milch ſowie der Milcherzeugniſſe zu verbeſſern, 

d) die Herſtellung, das Angebot und den Abſatz einheitlicher Sorten von Milch und Milcherzeug⸗ 
niſſen zu regeln und die Anlieferung von Milch und Milcherzeugniſſen an den Bedarf anzu⸗ 
paſſen, 

e) den Verbrauch an Trinkmilch und Milcherzeugniſſen durch geeignete Maßnahmen zu heben, 

f) die Erzeuger⸗, Groß⸗ und Kleinhandelspreiſe ſowie die Bearbeitungsſpannen für Milch und 
Milcherzeugniſſe feſtzuſetzen. 

Der M. V. D. hat für die größtmögliche Wirtſchaftlichkeit der Milchverſorgung zu ſorgen. 


b 2 § 3 
. Das Gebiet des Zuſammenſchluſſes umfaßt das geſamte Gebiet der Freien Stadt Danzig. Es 
wird in ein Verbrauchergebiet und in ein Erzeugergebiet eingeteilt, 
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Zum Verbrauchergebiet wird der Bereich der ſtaatlichen Polizeiverwaltung Danzig beſtimmt. 

Die Grenzen des Erzeugergebietes werden vom Kommiſſar des M. V. D. mit der Maßgabe feſt⸗ 
geſetzt, daß eine Trinkmilchzone, eine Regulierzone und eine Werkmilchzone abzugrenzen iſt. Bei der 
Einteilung der Zonen ſind folgende Grundſätze maßgebend: 

a) die dem Verbrauchergebiet nahegelegenen Erzeugerbetriebe ſollen in erſter Linie zur Trink⸗ 
milchverſorgung herangezogen werden, ſoweit ſie geeignete Trinkmilch liefern können; bei der 
Abgrenzung der Trinkmilchzone ſollen die bisherigen Trinkmilchlieferungen und wirtſchaftlichen 
Beziehungen berückſichtigt werden (I. Zone); 

b) die Erzeugerbetriebe in mittlerer Entfernung ſollen bei geeigneten Verkehrsverhältniſſen der 
Regulierzone (II. Zone) zugewieſen werden; das Gebiet dieſer Zone iſt ſo abzugrenzen, daß 
daraus bei Milchlnappheit die für die Trinkmilchverſorgung des Verbrauchergebiets not⸗ 
wendige zuſätzliche Milchmenge bezogen werden kann; 

e) die übrigen im Gebiete des Zuſammenſchluſſes gelegenen Erzeugerbetriebe ſollen der Werk⸗ 
milchzone (III. Zone) zugeteilt werden; dieſe Betriebe haben ihre Milch grundſätzlich an 
Werkmilchbetriebe abzuliefern, können jedoch vom Kommiſſar des M. V. D. zur Trinkmilch⸗ 
verſorgung, vorzugsweiſe zur Sahnelieferung, herangezogen werden. 

Der Kommiſſar des M. V. D. kann Erzeugerbetriebe einer Zone einer anderen Zone zuteilen; er 
kann auch das Verbraucher- und Erzeugergebiet jederzeit nach Bedarf vergrößern und anderweitig ab⸗ 
grenzen, ſowie auch Teile des Gebiets des Zuſammenſchluſſes als Verbraucher- oder Erzeugergebiet für 
ſich abgrenzen. 

§ 4 

Mitglieder des M. V. D. find alle Inhaber von Betrieben, die im Gebiete des Zuſammenſchluſſes 

1. Milch erzeugen und an Mitglieder der Gruppen 2 und 3 oder an Verbraucher abgeben (Er⸗ 
zeugergruppe); ; 

2. Milch und Milcherzeugniſſe be- oder verarbeiten (Bearbeitergruppe); 

3. Milch und Milcherzeugniſſe im Handel oder an den Verbraucher abgeben (Händlergruppe). 

Durch Anordnung des Kommiſſars des M. V. D. können einer der genannten Gruppen entſprechend 
ihrer Betriebsform angeſchloſſen werden 

a) Käſeſchmelzwerke, Kaſeinfabriken, Trockenmilchwerke und ähnliche milchwirtſchaftliche Unter⸗ 
nehmen; 

b) Perſonen und Betriebe, welche Milch und Milcherzeugniſſe für andere verkaufen oder den Ab⸗ 
ſchluß ſolcher Geſchäfte vermitteln; 

c) Milcherzeuger und milchbe- und verarbeitende Betriebe, die außerhalb des Gebietes des Zu⸗ 
ſammenſchluſſes ihren Sitz haben und deren Milch und Milcherzeugniſſe auf Grund dieſer 
Satzung ganz oder teilweiſe in das Verbrauchergebiet geliefert werden. 

Alle Mitglieder des M. V. D. üben ihre Rechte nur durch eine Vereinigung ihrer Gruppe aus. 
Die Vereinigung muß rechtsfähig ſein und iſt verpflichtet, ihre Satzung den Vorſchriften dieſer 
Satzung entſprechend anzupaſſen, insbeſondere derart, daß ihre Mitglieder dieſer Satzung ſowie den 
Anordnungen des M. V. D. unterworfen ſind. Der Kommiſſar des M. V. D. kann durch Ordnungs⸗ 
ſtrafen die Vereinigung zur Abänderung ihrer Satzung anhalten; er kann auch einzelne Betriebs⸗ 
inhaber einer Vereinigung zuweiſen. 

§ 5 


Die Mitgliedſchaft der in 8 4 Abſ. 1 genannten Mitglieder beginnt, fobald die dort bezeichneten 
Vorausſetzungen vorliegen und endet, ſobald dieſe Vorausſetzungen fortgefallen ſind und dieſer Fortfall 
dem Kommiſſar des M. V. D. mitgeteilt wird; fie entſteht erneut, ſobald der Tatbeſtand des § 4 
Abſ. 1 erfüllt iſt. . 

Die Mitgliedſchaft der in § 4 Abi. 2 genannten Mitglieder beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem 
der Kommiſſar ihren Anſchluß an den M. V. D. anordnet und endet mit der Zurücknahme der An⸗ 
ordnung. 

Die Mitgliedſchaft der Inhaber von Betrieben, die in der Werkmilchzone des Gebietes des Zu⸗ 
ſammenſchluſſes gelegen find, ruht, ſolange nicht der Kommiſſar Maßnahmen zur Verwertung der Milch 
und Milcherzeugniſſe dieſer Zone getroffen hat. 

6 Im Streitfalle entſcheidet der Landesbauernführer über das Beſtehen oder Ruhen der Mitglied⸗ 
chaft. W 
§ 6 

Trinkmilch dürfen in das Verbrauchergebiet nur Mitgliedsbetriebe liefern, die ſelbſt im Verbraucher⸗ 

gebiet oder in der I. und II. Zone des Erzeugergebiets liegen oder dieſen Zonen zugewieſen find. 


464 

Alle Milchlieferungen (vgl. § 12 Abſ. 2 Ziffer 6) dürfen, ſobald der Kommiſſar des M. V. D. 
dies beſtimmt, nur auf Grund von Normal-Milchlieferungsverträgen nach vorgeſchriebenem Muſter 
und erſt dann erfolgen, wenn der Lieferungsvertrag vom Kommiſſar genehmigt it. 

Der Kommiſſar iſt berechtigt, für jeden Betrieb eine Höchſtliefermenge an Trinkmilch (Kontingent) 
feſtzuſetzen. Die Regelung der Milchlieferung erfolgt nach Maßgabe der beigefügten Kontingentierungs⸗ 
ordnung, die einen weſentlichen Beſtandteil dieſer Satzung bildet. Sinkt oder ſteigt der Milchverbrauch 
im Verbrauchergebiet gegenüber der Summe der zugeteilten Trinkmilchkontingente, ſo kann der Kom⸗ 
miſſar die Kontingente für Trinkmilch entſprechend herab- oder heraufſetzen. Überſchreitungen des Trink⸗ 
milchkontingents Jind unzuläſſig. Die über das Kontingent hinaus gelieferten Milchmengen dürfen nur 
als Werkmilch abgegeben und abgerechnet werden. 

Alle Betriebsinhaber haben dafür zu ſorgen, daß ohne Genehmigung des Kommiſſars aus ihren 
Betrieben ſtammende Werkmilch nicht als Trinkmilch in den Verkehr gebracht wird. 

Der Kommiſſar hat darüber zu wachen, daß den Betrieben die feſtgeſetzten Preiſe ausbezahlt und 
die feſtgeſetzten Spannen eingehalten werden. 

Der Kommiſſar kann anordnen, daß Werkmilchmengen des Verbrauchergebiets ſowie der I. Zone 
zu Trinkmilchzwecken im Verbrauchergebiet verwendet werden können, jedoch nur, wenn und inſoweit 
Trinkmilchkontingente der II. Zone in der II. oder III. Zone als Werkmilch verarbeitet werden. Hierbei 
erſparte Frachten fließen in die Kaſſe des Ausgleichsfonds des M. V. D. 

Der Kommiſſar iſt verpflichtet, bei Mangel an Trinkmilch zunächſt die Werkmilchmenge der I., 
dann der II. Zone zur Trinkmilchlieferung heranzuziehen und, wenn dieſe Milchmengen nicht ausreichen, 
auch Milch aus der III. Zone unverzüglich zu beſchaffen. Werden Werkmilchmengen auf Aufforderung 
des Kommiſſars in das Verbrauchergebiet zu Trinkmilchzwecken geliefert, ſo entſteht für den Lieferanten 
kein Anſpruch auf ein Trinkmilchkontingent. Erſparte Preisdifferenzen ſind je nach Anordnung ganz 
oder teilweiſe an den Ausgleichsfonds des M. V. D. abzuführen. 


§ 7 
Der Kommiſſar kann für die Lieferung aller ſonſtigen Milcherzeugniſſe, insbeſondere von Schlag⸗ 
ſahne, Kaffeeſahne, auch ſteriliſierter ſowie von ſaurer Sahne, Magermilch, Quark, Butter und Käſe 
gleiche oder ähnliche Vorſchriften wie im 8 6 erlaſſen. 


§ 8 
Das Geſchäftsjahr ijt das Kalenderjahr. 
§ 9 
Die Organe des M. V. D. find: 
a) der Kommiſſar, 
b) der Beirat, 
e) der Preisausſchuß. 
8 10 g hata 


Der Kommiſſar wird vom Landesbauernführer auf jederzeitigen Widerruf ernannt. Er vertritt 
den M. V. D. gerichtlich und außergerichtlich; er hat die Stellung eines geſetzlichen Vertreters. 


§ 11 g 
Der Kommiſſar führt die Geſchäfte des M. V. D. unter Beachtung der geſetzlichen und ſatzungs⸗ 
mäßigen Beſtimmungen ſowie nach Maßgabe der Kontingentierungs⸗ und Lieferordnung. Mit der 
Durchführung der Verbandsaufgaben kann er, ſofern er nicht ſelbſt angeſtellter Geſchäftsführer iſt, 
einen oder mehrere Geschäftsführer — auch mit beſonderer Vollmacht — beauftragen; die Verank⸗ 
wortung für die Geſchäftsführung verbleibt jedoch dem Kommiſſar. 


8 12 ; 
Dem Kommiſſar obliegt die Durchführung aller im 8 2 genannten Maßnahmen. 
Ihm fallen insbeſondere folgende Aufgaben zu: 
1. die Aufſtellung des Geſchäftsberichts des vergangenen. und des Haushaltsplans des kom⸗ 
menden Jahres, 
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„die Feſtſetzung der Mitgliederbeiträge ſowie Ermäßigung und Erlaß der Beiträge in Son⸗ 


derfällen; 


die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen, die Verhängung von Sperren oder Nachteilen ähnlicher 


wirtſchaftlicher Bedeutung, die Feſtſetzung der Trinkmilchkontingente ſowie der gänzliche oder 
teilweiſe Entzug dieſer Kontingente; 


.die zeitweilige Zuweiſung von Erzeugerbetrieben zu be⸗ und verarbeitenden Betrieben zwecks 


Erzielung größtmöglicher Wirtſchaftlichkeit; 
die Verfügung über den Ausgleichsfonds (8 20); 


die Genehmigung ſämtlicher Milchlieferungsverträge ſowohl zwiſchen den Mitgliedern der 


Gruppen § 4 Abſ. 1 Ziff. 1 und 2, als auch zwiſchen den Mitgliedern der Gruppen 8 4 
Abſ. 1 Ziff. 1 und 3, als auch zwiſchen den Mitgliedern der Gruppen 8 4 Abf. 1 Ziff. 2 
und 3; 


die Feſtſetzung von Preiſen, Bearbeitungs⸗ und Handelsſpannen für Milch und alle anderen 


Milcherzeugniſſe; 


die Überwachung der Innehaltung der den Mitgliedern obliegenden Pflichten ſowie die An⸗ 


ordnung der zur Überwachung notwendigen Kontrollmaßnahmen. 
§ 13 


Der Beirut wird vom Kommiſſar ernannt. Er bedarf der Beſtätigung durch den Landesbauern⸗ 


führer. 


Der Beirat beſteht aus 4 Mitgliedern, von denen 2 Vertreter der Erzeugergruppe, ein Vertreter 
der Bearbeitergruppe und ein Vertreter der Händlergruppe angehören muß. a 

Wird ein Geſchäftsführer beſtellt, ſo iſt dieſer gleichfalls Mitglied des Beirats, hat aber nur 
beratende Stimme. 


9 14 


Der Beirat hat den Kommiſſar bei der Durchführung ſeiner Aufgaben zu unterſtützen. Er er⸗ 
ledigt ſeine Aufgaben in Sitzungen, die mindeſtens monatlich einmal ſtattzufinden haben. 
Über die Sitzungen des Beirats iſt eine Niederſchrift anzufertigen. 


Di 
1 


Si 


m 


e 


§ 15 
Mitglieder des M. V. D. haben das Recht 


gan der Verſorgung des Verbrauchergebiets mit Lieferung von Milch und Milcherzeugniſſen 


im Rahmen der Kontingentierungs- und Lieferordnung, dieſer Satzung ſowie der Anord⸗ 
nungen des Kommiſſars beteiligt zu werden; 


. an allen Einrichtungen und Vorteilen des M. V. D. teilzunehmen und dieſe nach den ſatzungs⸗ 


mäßigen Beſtimmungen zu benutzen; 


ihre milchwirtſchaftlichen Intereſſen durch ihre zuſtändigen Organe wahren zu laſſen. 


or 


ſind unbeſchadet der ſonſtigen geſetzlichen Pflichten verpflichtet 


die Ziele und Aufgaben des M. V. D. nach jeder Richtung zu fördern; i 
die Beſtimmungen der Kontingentierungsordnung, der Lieferordnung ſowie des Normalliefe⸗ 


rungsvertrages einzuhalten; 


„die feſtgeſetzten Preiſe und Spannen einzuhalten, ſich jeder unlauteren Konkurrenz zu enthalten 


ſowie jede Abweichung von den örtlichen handelsüblichen Gepflogenheiten, insbeſondere auch 
die Gewährung von Rabattmarken, Geſchenken, Zugaben etc. zu unterlaſſen; 


ſoweit die Lieferung von Milch und, ſofern Vorſchriften gemäß 8 7 erlaſſen ſind, von Milch⸗ 


erzeugniſſen 
a) unter Ausſchaltung des Kleinhandels unmittelbar an den Verbraucher (auch Großver⸗ 
braucher) ſtattfindet oder . on ; 
b) unter Ausſchaltung der Bearbeitungsbetriebe (Großhandels) unmittelbar an den Klein⸗ 
handel ſtattfindet, 5 a 1 in 
die erſparte Spanne in dem vom Kommiſſar des M. V. D. feſtgeſetzten Umfang an den 
Ausgleichsfonds abzuführen; u 


. Jowett zu Regulierzwecken Werkmilch als Trinkmilch geliefert wird, erſparte Frachten und 


6. 


Preisdifferenzen zwiſchen Trinkmilch und Werkmilch auf Anordnung des Kommiſſars an den 
Ausgleichsfonds abzuführen (vgl. 8 6 Abſ. 6 und N; RT 7 
für die ſtatiſtiſchen Erhebungen des M. V. D. die vom Kommiſſar geforderten Anterlagen 


pünktlich und wahrheitsgemäß zu liefern; 


betriebstechniſche und kaufmänniſche Bücherkontrollen durch den M. V. D. jederzeit zu geſtatten ? 
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8. die feſtgeſetzten Beiträge ſowie etwaige Sonderumlagen an die Verwaltungskaſſe des M. V. D. 
abzuführen; 
9. Ordnungsſtrafen an den Ausgleichsfonds des M. V. D. zu entrichten; 
10. a) Milchlieferungsverträge nur auf Grund von Normallieferungsverträgen und der Liefer- 
ordnung und nur mit Genehmigung des Kommiſſars abzuſchließen; 
b) Milch nur an Mitglieder des M. V. D. zu liefern und nur von Mitgliedern des M. V. 
D. abzunehmen. 
Das gleiche gilt für Milcherzeugniſſe, ſofern für dieſe Vorſchriften gemäß § 7 erlaſſen 
ſind; | 
11. Krankheiten im Stall und bei den mit Milch beſchäftigten Perſonen, für die nach dem Geſetz 
eine Anzeigepflicht beſteht, dem Kommiſſar unverzüglich zu melden; 
12. den Weiſungen des Kommiſſars, ſoweit ſie auf Geſetz und Satzung beruhen, zu folgen; 
13. die Abführung ſämtlicher Geldleiſtungen im Wege der Verrechnung zu dulden, ſobald der 
Kommiſſar die Einrichtung einer Abrechnungs- und Zahlſtelle beſtimmt. 

Darüber hinaus ſind die be⸗ und verarbeitenden Betriebe verpflichtet, nach den Vorſchriften des 
Verbandes derart Buch zu führen, daß Namen und Wohnort des Lieferanten, Menge und Art der 
Verwendung der täglich angelieferten Milch und Milcherzeugniſſe ſowie die an die Lieferanten zurück⸗ 
gelieferten Mengen Magermilch, Molken und Milcherzeugniſſe für Beauftragte des M. V. D. ohne wei⸗ 
teres erkennbar ſind. 

Der Kommiſſar kann ferner Erzeugerbetrieben die Verpflichtung auferlegen, ſich einer Milchvieh⸗ 
kontrolle zu unterwerfen. 

= se § 16 

Landwirtſchaftlicher Eigenverkauf it nur nach der Verordnung vom 27. 10. 1931 über die Re⸗ 
gelung der Milchwirtſchaft ſowie nach den dazu ergangenen Ausführungsbeſtimmungen ſtatthaft. So⸗ 
weit der Verkauf im Verbrauchergebiet ſtattfindet, iſt er außerdem nur mit Genehmigung des Kom⸗ 
miſſars und nur dann zuläſſig, wenn die Betriebsſtätte des Erzeugers im Verbrauchergebiet oder in 
der erſten Zone liegt. Unter landwirtſchaftlichem Eigenverkauf iſt nur diejenige Art des Verkaufs zu 
verſtehen, bei der die Lieferung unter Ausſchaltung jeglichen direkten oder indirekten Zwiſchenhandels 
unmittelbar an den Verbraucher erfolgt. 

Die beim Verkauf tätigen Perſonen müſſen in unmittelbarem Angeſtelltenverhältnis zum Erzeuger 
ſtehen. Der Erzeuger muß ſelbſt Inhaber der behördlichen Milchhandelserlaubnis ſein und die Ver⸗ 
antwortung für die Führung des Geſchäftes haben. 


a § 17 

Mitglieder oder Vereinigungen von ſolchen, die gegen die Satzungen, die zu ihrer Ausführung 
erlaſſenen Beſtimmungen (Kontingentierungs⸗, Lieferordnung etc.) oder gegen die Anordnungen des 
Kommiſſars des M. V. D. verſtoßen, können vom Kommiſſar in eine Ordnungsſtrafe bis zu 1000 G 
im Einzelfall genommen werden. 

Gegen die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen iſt binnen 2 Wochen nach Zuſtellung die Beſchwerde 
beim Senat zuläſſig. 

Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung und kann nur darauf geſtützt werden, daß die 
tatſächlichen Vorausſetzungen für die Verhängung der Zwangsſtrafe nicht vorhanden waren. Die Ent⸗ 
ſcheidung des Senats iſt endgültig. 

Die eingezogenen Ordnungsſtrafgelder abzüglich der entſtandenen Verwaltungskoſten fließen in 
den Ausgleichsfonds des M. V. D. 

8 18 

Mitglieder, die wiederholt oder ſchwer gegen die Satzung oder die zu ihrer Ausführung erlaſſenen 
Beſtimmungen oder gegen die Anordnungen des Kommiſſars des M. V. D. verſtoßen und den Zweck 
des M. V. D. gefährden, können durch den Kommiſſar von der Lieferung von Milch und Milcherzeug— 
niffen oder von der Belieferung mit dieſen Gegenſtänden zeitweiſe oder dauernd ausgeſchloſſen werden. 

a Gegen die Anordnung des Kommiſſars iſt binnen zwei Wochen nach Zuſtellung die Beſchwerde 
beim Landesbauernführer zuläſſig. Die Entſcheidung des Landesbauernführers iſt endgültig. 


8 19 
Die zur Erreichung der Verbandsaufgaben erforderlichen Mittel, insbeſondere die Koſten der 
Verwaltung, ſind durch Beiträge, notfalls durch Sonderumlagen, die vom Kommiſſar feſtgeſetzt werden, 
aufzubringen. Mitgliederbeiträge- und Umlagen find auf die Mitglieder gleichmäßig zu verteilen. Die 
Beiträge und Umlagen fließen in die Verwaltungskaſſe des M. V. D. 


> 
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§ 20 
Zur Durchführung der Verbandsaufgaben, nach den Grundſätzen größter Wirtſchaftlichkeit das 
Verbrauchergebiet mit Milch und Milcherzeugniſſen zu verſorgen und die den Bedarf an Milch und 
Milcherzeugniſſen überſchießenden Mengen beſtens zu verwerten, wird ein Ausgleichsfonds gebildet, der 
als beſonderer Vermögensſtock getrennt von dem übrigen Vermögen zu verwalten iſt. 
In den Ausgleichsfonds fließen: 
1. die nach § 22 feſtgeſetzten Ausgleichsbeiträge, 
2: Heel Grund der Satzung oder der Kontingentierungsordnung verhängten Ordnungs⸗ 
rafen; 
3. die im Falle des § 6 Abſ. 6 erſparten Frachten, die im Falle des § 6 Abſ. 7 erſparten 
Preisdifferenzen ſowie die im Falle des § 15 Abſ. 2 Ziff. 4 erſparten Spannen, 
4. Geldleiſtungen und Einſparungen, die ſich aus der Kontingentierungsordnung ergeben. 
Die Mittel des Fonds können auch zur Rationaliſierung der Betriebe der Gruppen des § 4 
Ziffer 2 und 3 ſowie erforderlichenfalls zur Beſtreitung der laufenden Aufgaben verwendet werden. 


§ 21 
Rückſtändige Beiträge, Sonderumlagen ſowie Beträge, die nach § 20 in den Ausgleichsfonds des 
M. V. D. fließen, werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben, ſoweit ſie nicht auf ein⸗ 
malige Aufforderung an den M. V. D. eingezahlt werden. 


§ 22 
Bei der Felt ſezung von Preiſen, Bearbeitungs- und Handelsſpannen für Milch und ſämtliche 
Milcherzeugniſſe ſowie bei der Feſtſetzung von Ausgleichsbeiträgen iſt ein Preisausſchuß anzuhören. 
Der Preisausſchuß beſteht 
1. aus 3 Mitgliedern der Gruppe § 4 Abſ. 1 Ziffer 1, 
2. , einem Vertreter der Danziger Milchzentrale, 


r „ „ Käſereien, 
Gen ” m des Milchhandels, 
bie 55 97 der Verbraucher. 


Die Mitglieder des Preisausſchuſſes werden auf jederzeitigen Widerruf vom Kommilfer beitellt. 
Auf die Bearbeitungs- (Großhandels-) ſpanne haben nur Betriebe Anſpruch, die als Bearbei⸗ 
tungsbetriebe vom M. V. D. anerkannt ſind. 


Der Preisausſchuß iſt vom Kommiſſar nach Bedarf einzuberufen. 


8 23 
Betriebe, die Trinkmilch für das Verbrauchergebiet be⸗ oder verarbeiten, haben im Intereſſe 
der Volksgeſundheit die Vorſchriften der Verordnung vom 13. 12. 1932 betr. Molkereien (G. Bl. 
S. 831) ſowie die Beſtimmungen der J. Ausführungsverordnung vom 10. 5. 1932 zur Verordnung 
über die Regelung der Milchwirtſchaft über Unterſuchung und Prüfung der Milch beſonders auf Gee 
ſchmack, Geruch, Schmutz, Fettgehalt, Fälſchung, Säuregrad und bakteriologiſcher Beſchaffenheit ge⸗ 
naueſtens zu beachten. 
§ 24 
Für die Verbindlichkeiten des Verbandes haftet deſſen Vermögen. Soweit daraus Gläubiger des 
Verbandes nicht befriedigt werden können, muß der Schuldbetrag durch Beiträge aufgebracht werden, 
die vom Kommiſſar gleichmäßig auf die Mitglieder umzulegen ſind. 


§ 25 
Uber die Form der Bekanntmachungen des M. V. D. entſcheidet der Kommiſſar. 


§ 26 
Im Falle der Auflöſung des Verbandes werden etwa vorhandene Vermögensüberſchüſſe nach 
Anordnung des Kommiſſars ausſchließlich zur Förderung der Milchwirtſchaft im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig verwendet. 1120 ö — 
f 8 27 ; I | 
Der M. V. D. ſteht unter Aufſicht des Landesbauernführers. | mad | 
Für die Befugniſſe des Landesbauernführers gelte die Vorſchriften der nee vom 
22, September 1933. aye 9 nr ; 
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8 28 : 

Über Streitigkeiten, die ſich aus der Auslegung oder bei der Durchführung dieſer Satzung, der 
Kontingentierungsordnung oder der vom Kommiſſar erlaſſenen Vorſchriften ergeben, entſcheidet der 
Landesbauernführer unter Ausſchluß des Rechtsweges endgültig. 

§ 29 
Dieſe Satzung iſt im Geſetzblatt der Freien Stadt Danzig bekannt zu machen, fie tritt am 
1. Oktober 1933 in Kraft. 
Danzig, den 22. September 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr: Wiercinski⸗Keiſer 


Kontingentierungs ordnung. 

1. An der Milchverſorgung des Verbrauchergebiets und am Abſatz der innerhalb dieſes Gebiets an⸗ 
ſäſſigen Milcherzeuger werden die im bezw. in das Verbrauchergebiet liefernden Erzeugerbetriebe 
entſprechend dem Umfang des vom Kommiſſar des M. V. D. zugeteilten Kontingents beteiligt. 

2. Ein Kontingent erhalten bei der erſten Kontingentierung nur ſolche Erzeugerbetriebe, deren Milch 
im Dezember 1932 zum Trinkmilchverzehr in das Verbrauchergebiet geliefert worden iſt und die 
den Vorſchriften der Verordnung vom 27. 10. 1931 über die Regelung der Milchwirtſchaft und 
den dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen Genüge leiſten. 

3. Die Kontingentierung wird in der Weiſe gehandhabt, daß die in der I. und II. Zone des Erzeuger⸗ 
gebiets liegenden genoſſenſchaftlichen und Privat-Molkereien ein Geſamtkontingent erhalten, 
während die Einzelmitglieder der Erzeugergruppe einzeln kontingentiert werden. 

Die Zuteilung der Kontingente hat nach dem Grundſatz der größten Wirtſchaftlichkeit zu er⸗ 
folgen und ſoll auf die lebenswichtigen Intereſſen der reinen Werkmilchbetriebe Rüchicht nehmen. 
Hinſichtlich der Bemeſſung der Kontingente iſt nach dem Grundſatz zu verfahren, daß das Rone 
tingent umſo höher iſt, je näher der zu kontingentierende Betrieb am Verbrauchergebiet liegt; das 
Kontingent iſt am höchſten bei den im Verbrauchergebiet ſelbſt gelegenen Erzeugerbetrieben. Die 
Höhe des Kontingents nimmt zur Grenze der II. Zone ab. Die in der II. Zone liegenden Er⸗ 
zeugerbetriebe erhalten ein geringeres Kontingent als die im Verbrauchergebiet und in der I. Zone 
liegenden Betriebe. Erzeugerbetriebe, die an der Grenze zum reinen Werkmilchgebiet liegen, er⸗ 
halten das geringſte Trinkmilchkontingent. Die in der III. Zone gelegenen Erzeugerbetriebe ſind 
von der Kontingentierung ausgeſchloſſen. 

Die genoſſenſchaftlichen ſowie die Privat⸗Molkereien ſind verpflichtet, ihren Lieferanten nach 
eigenen Grundſätzen, jedoch im Rahmen dieſer Kontingentierungsordnung Einzelkontingente zuzu⸗ 
teilen. Bei Streitigkeiten über die Anterkontingentierung entſcheidet der Kommiſſar des M. V. D. 
unter Ausſchluß des ordentlichen Rechtsweges endgültig. 

4. Die Jahreskontingente der Kontingentsbetriebe ſollen nach den Milchmengen bemeſſen werden, die 

iim Durchſchnitt des Jahres 1932 als Trinkmilch abgeſetzt worden find: 

Die Teilung der Jahreskontingente durch 365 ergibt die Tageskontingente. 

5. Zur Beſeitigung von Unbilligkeiten, Härten und Schwierigkeiten werden von der Summe der 
Tageskontingente 5% als Kontingentsreſerve einbehalten. Aus der Kontingentsreſerve kann der 
Kommiſſar des M. V. D. einzelnen Betrieben Kontingente zuweiſen, ohne an die in Ziffer 2, 3 
und 4 feſtgelegten Grundſätze gebunden zu ſein. 

6. Die Geſamtheit der Tageskontingente zuzüglich der Kontingentsreſerve, über die der Kommiſſar 
gemäß Ziffer 5 verfügt hat, ergibt das Geſamtkontingent. 

7. Der Kommiſſar des M. V. D. ſtellt das Verhältnis zwiſchen dem Trinkmilchbedarf des Ver⸗ 
brauchergebiets und dem Geſamtkontingent monatlich feſt und teilt die Verhältniszahl den be⸗ 
teiligten Mitgliedern des Verbandes mit. Die monatliche Friſt kann vom Rommiffare nach Be⸗ 
darf verlängert oder verkürzt werden. 

8. Die be⸗ und verarbeitenden Betriebe haben die im § 18 der Satzung drittletzten Abſatz vorge⸗ 
ſchriebenen Liſten ſorgfältig und laufend zu führen und ohne Aufforderung am Ende jeden Monats 
dem Kommiſſar des M. V. D. genaue Angaben über die Geſamtanlieferung ihrer Lieferanten und 

die Mengen der tatſächlich abgegebenen Trinkmilch und der in § 7 der Satzung genannten Milch⸗ 
erzeugniſſe zu machen. Ergibt ſich aus der Aufſtellung, daß die Sollkontingente größer waren als 


10. 


Ih 


12, 


13. 


14. 


15. 


16. 


17. 
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der Abſatz, ſo iſt der Kommiſſar des M. V. D., wenn er nicht eine prozentuale Kürzung der Kon⸗ 
tingente vornimmt, verpflichtet, aus dem Milchausgleichsfonds die Differenz dieſen Betrieben zu⸗ 
zuzahlen. Umgekehrt find die be- und verarbeitenden Betriebe verpflichtet, für die über das Soll⸗ 
kontingent hinaus abgeſetzte Trinkmilch die Preisdifferenz zwiſchen Werk⸗ und Trinkmilchpreis an 
den Milchausgleichsfonds abzuführen. 


Bei der Durchführung der Kontingentierung werden grundſätzlich folgende Gruppen von Mit⸗ 


gliedern des M. V. D. unterſchieden: 
a) die Landwirte und Kuhhalter, die Milch im Verbrauchergebiet im Handel oder an den 
Verbraucher abſetzen, 
b) die unmittelbar an Bearbeitungsbetriebe des Verbrauchergebiets liefernden Milcherzeuger, 
c) die an Genoſſenſchafts⸗ und Landmolkereien liefernden Milcherzeuger. 

Die Mitglieder zu 9a) haben täglich und laufend über die erzeugten und verkauften Milch⸗ 
mengen genaue Liſten zu führen. Die über ihr Kontingent hinaus verkaufte Trinkmilch haben ſie 
dem M. V. D. gegenüber in der Art abzurechnen, daß die Differenz zwiſchen Trinkmilch⸗ und 
Werkmilchpreis an den Milchausgleichsfonds abzuführen iſt. 

Den Mitgliedern zu 9b) wird nur ihr Kontingent zum Trinkmilchpreis abgerechnet, für die 
Mehrlieferung wird der Werkmilchpreis vergütet. Der Kommiſſar des M. V. D. iſt berechtigt, 
den Stadtmolkereien im Austauſch mit Landmolkereien unter Verrechnung der Differenz zwiſchen 
Trinkmilch⸗- und Werkmilchpreis Werkmilch zum Trinkmilchverbrauch zu überlaſſen; die hierbei 
erſparten Transportkoſten fließen in den Milchausgleichsfonds des M. V. D. 

Die zu ge) genannten Genoſſenſchafts⸗ und Landmolkereien haben mit ihren Erzeugerbetrieben 
nach dem gleichen Verfahren abzurechnen, ſo daß die Trinkmilchkontingente zum Trinkmilchpreis 
und die überſchießende Menge zum Werkmilchpreis zu vergüten iſt. Kommen ſie dieſer Verpflich⸗ 
tung nicht nach, ſo hat der Kommiſſar des M. V. D. den Abrechnungs- und Zahlungsverkehr für 
dieſe Betriebe auf ihre Koſten zu übernehmen. 

Kontingente können mit Zuſtimmung des Kommiſſars des M. V. D. von einem Kontingents⸗ 
betrieb ganz oder teilweiſe einem anderen Kontingentsbetrieb überlaſſen werden. 
Mitgliederbetriebe der Erzeugergruppe dürfen Milch nicht liefern, von der ſie wiſſen oder den 
Umſtänden nach annehmen müſſen, daß fie unter Umgehung dieſer Kontingentierungsordnung in 
das Verbrauchergebiet gebracht wird. 

Mitgliederbetriebe der Bearbeiter⸗ und Händlergruppe dürfen nur ſolche Milch als Trinkmilch an⸗ 
nehmen und in den Verkehr bringen, welche nachweislich aus Betrieben ſtammt, denen ein Kon⸗ 
tingent zugeteilt iſt. 

Die Mitglieder der Erzeugergruppe und der Bearbeitergruppe dürfen Milch nur dann im Ver⸗ 
brauchergebiet an den Händler abgeben, wenn dieſer Mitglied der Händlergruppe iſt. 

Alle Milchlieferungsverträge dürfen nur auf Grund des vom Kommiſſar aufgeſtellten Normal⸗ 
Milchlieferungsvertrages abgeſchloſſen werden. Die Milchlieferung darf erſt erfolgen, wenn der 


Vertrag durch den Kommiſſar des M. V. D. ſchriftlich genehmigt iſt. 


Den Mitgliedsbetrieben iſt das Kontingent ganz oder teilweiſe zu entziehen, wenn: 

a) der Mitgliedsbetrieb ſich außer Stande zeigt, die Vorſchriften der Milchverordnung über 
die Beſchaffenheit, Behandlung und den Transport der Milch einzuhalten, 

b) der Mitgliedsbetrieb die Milchlieferung in das Verbrauchergebiet einſtellt, 

c) die gelieferte Milch wiederholb behördlich beanſtandet wird oder wiederholt ſchuldhaft 
den handelsüblichen Verkehrsbedingungen nicht entſpricht, 

d) der Mitgliedsbetrieb ſein volles Kontingent auf Erfordern nicht erfüllt; eine vorüber⸗ 
gehende Minderlieferung bleibt außer Betracht, wenn ſie nicht auf einem ſchuldhaften 
Verhalten beruht, 

e) der Inhaber des Mitgliedsbetriebs der Satzung und der Kontingentierungsordnung oder 
den vom Kommiſſar und Beirat erlaſſenen Vorſchriften trotz Verwarnung vorſätzlich zu⸗ 
widerhandelt, 

) das Mitglied die feſtgeſetzten Preiſe und Spannen verletzt. 

Über die durch Entziehung oder Kürzung freiwerdenden Kontingente verfügt der Kommiſſar des 
M. V. D.; ſie können vorzugsweiſe zu Gunſten ſolcher Mitgliedsbetriebe verwendet werden, bei 
denen eine unbillige Härte vorliegt. N f 

Alljährlich findet eine Neukontingentierung auf Grund der Milchlieferung der Mitglieder in den 
Monaten September bis Dezember einſchl. eines jeden Jahres ſtatt und zwar derart, daß das 
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Kontingent ſchlüſſelmäßig im Verhältnis der Geſamtmilchanlieferung zum Trinkmilchabſatz berech⸗ 
net wird unter Berückſichtigung der Entfernung des Kontingentsbetriebs zum Verbrauchergebiet. 
18. Der Kommiſſar des M. V. D. hat alle Anordnungen zu treffen, welche zur Durchführung dieſer 
Kontingentierungsordnung erforderlich ſind. : ; 
19. Die Kontingentierungsordnung iſt ein weſentlicher Beſtandteil der Satzung des M. V. D. und tritt 
mit dieſer in Kraft. i 


185 N Verordnung 
zur Abänderung der Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft 
vom 27. 10. 1931 (G. Bl. S. 771 ff.) 
Vom 22. September 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 68 und 89, § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird die Verordnung über die Regelung der Milch⸗ 
wirtſchaft vom 27. 10. 1931 mit Geſetzeskraft wie folgt abgeändert: 


Artikel I | 
1. § 14 Abſ. 1 der Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931 erhält 
folgende Faſſung: 

„Wer ein Unternehmen zur Abgabe von Milch und Milcherzeugniſſen betreiben oder ge- 
werbsmäßig Milch und Milcherzeugniſſe zum Weiterverkauf ankaufen, für andere verkaufen, den 
Abſchluß ſolcher Geſchäfte vermitteln oder Milch und Milcherzeugniſſe befördern will, bedarf dazu 
der Erlaubnis der zuſtändigen Polizeibehörde. Das gleiche gilt für Käſeſchmelzwerke, Kaſein⸗ 
fabriken, Trockenmilchwerke und ähnliche milchwirtſchaftliche Unternehmen. Die Erlaubnis kann 
auch juriſtiſchen Perſonen und nicht rechtsfähigen Vereinen erteilt werden.“ 

2. § 14 Abſ. 3 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 

„Von dieſen Niederlaſſungen und Zweigitellen aus kann der Unternehmer Milch und Milch⸗ 
erzeugniſſe ohne örtliche Beſchränkung und unter Benutzung aller Beförderungsmittel abgeben, 
falls ſich nicht aus dem Beſcheid oder den erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen etwas anderes 
ergibt.“ ; 

3. Im § 41 Abſ. 1 werden die Worte „zur Abgabe von Milch“ geſtrichen. 


f Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1933 in Kraft, ! 


Danzig, den 22. September 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


186 Verordnung 8 N 
betr. das Verbot des Straßenhandels mit Milch und Milcherzeugniſſen ſowie die Regelung des 
Zutragshandels mit Milch und Milcherzeugniſſen. 
Vom 22. September 1933. a 


Auf Grund des § 1 Ziffer 68 und 89, § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) ſowie auf Grund der 88 11, 36, 46 und 47 der Ver⸗ 
ordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931 wird folgendes mit Geſetzeskraft 
verordnet: 

N f Artikel I i 
A. Die Abgabe von Milch und Milcherzeugniſſen an Verbraucher an öffentlichen Orten, insbeſondere 

auf Märkten, Straßen und Plätzen ſowie auf Höfen, in Kellern und Hausfluren innerhalb des 

vom Milchverſorgungsverband beſtimmten Verbrauchergebiets iſt vom 1. Oktober 1933 ab ver⸗ 
boten. Soweit nach den bisherigen Vorſchriften die Erlaubnis zur Abgabe von Milch im Strahen- 
handel erteilt worden iſt, wird dieſe unwirksam. 

B. Für das Zubringen von Milch und Milcherzeugniſſen mit Ausnahme von Butter und Käſe, die 
nach Ziff. 7 nicht in die Behauſungen zugebracht werden dürfen, gelten vom 1. Oktober 1933 ab 
folgende Vorſchriften: 

1. Der Zutragshandel iſt nur folden Unternehmern geltattet, die Inhaber einer zugelaſſenen 


Miilchverkaufsſtelle find. und die Milchhandelserlaubnis beſitzen. 
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2. Das Zubringen in die Behauſungen iſt nur in geſchloſſenen Gefäßen zuläſſig, die vor dem 
Eindringen von Staub und Schmutz geſchützt ſind und nur eine Offnung pa Als ge⸗ 
19 en Gefäße werden zugelaſſen: 

a) ſtaubdicht verſchließbare Milchkännchen, die jedoch nur ſolange verwendet ie Eiche dürfen, 
bis der Milchverſorgungsverband das Zubringen von Milch in Flaſchen vorſchreibt; 

b) Milchflaſchen, wenn das Einfüllen in dieſe Flaſchen in ſolchen Betrieben vorgenommen 
worden iſt, die als Flaſchenmilchbetriebe den Vorſchriften des 8 5 Wh). 2 der Ver⸗ 
ordnung vom 13. 12. 1932 betr. Molkereien (G. Bl. S. 831) entſprechen und vom 
Milchverſorgungsverband ausdrücklich anerkannt ſind; das Einfüllen in die gebrauchs⸗ 
üblichen Milchflaſchen, auch wenn dieſe vom Käufer mitgebracht werden, durch den 
Kleinhändler iſt verboten. 

3. Das Einfüllen oder Nachfüllen der Gefäße ſowie jegliches Amfüllen außerhalb 5 Betriehs⸗ 
ſtätte des Unternehmers, insbeſondere auf Straßen, Märkten und Plätzen, Höfen, in Kellern, 
Hausfluren, Treppenhäuſern, Gängen und dergl. iſt verboten. 

4. Leere und gefüllte Gefäße dürfen auf Straßen, Märkten, Plätzen, Höfen, in Kellern, Haus⸗ 
fluren, Treppenhäuſern, Gängen und dergl. nicht ohne Aufſicht auf den Boden geſtellt werden. 

5. Die Benutzung von Fahrzeugen aller Art, insbeſondere von Fahrrädern und Kraftfahrzeugen 
iſt beim Zubringen in die Behauſungen des Verbrauchers verboten; dieſes Verbot gilt nicht 
beim Zubringen zu Wiederverarbeitern und Großverbrauchern. Ihrer Art nach genau be⸗ 
zeichnete Fahrzeuge dürfen jedoch mit Genehmigung des Milchverſorgungsverbandes auf 
jederzeitigen Widerruf in den ſchwach beſiedelten Außenbezirken des Verbrauchergebiets ber⸗ 
wendet werden. Solche Fahrzeuge müſſen die ihnen vorgeſchriebenen Wege regelmäßig ein⸗ 
halten und dürfen andere Straßenzüge als die in der ſchriftlichen Genehmigung des Milch⸗ 
verſorgungsverbandes aufgeführten nicht befahren. Die Genehmigungsurkunde hat der Führer 
des Fahrzeuges bei ſich zu führen und den Kontrollorganen auf Verlangen jederzeit vorzuzeigen. 

6. Beim Zubringen in die Behauſungen darf ſich der Unternehmer nur ſolcher Angeſtellter be⸗ 
dienen, die in einem dauernden Dienſtverhältnis zu ihm ſtehen. 

7. Butter, Käſe, Butterſchmalz und Speiſefette ſowie Waren, deren Verkauf und Feilhaltung 
in Milchläden verboten iſt, dürfen weder allein noch mit Milch in die Behauſungen zuge⸗ 

f tragen werden. 

C. Soweit Milch in Milchhäuschen oder in Gaſt- und Schankbetrieben zum Genuß an Ort und 
Stelle abgegeben wird, finden die vorſtehenden Beſtimmungen keine Anwendung. 

D. Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werden, ſoweit ſie nicht nach den Vor⸗ 
ſchriften der Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931 ſtrafbar ſind, 
mit Gefängnis bis zu 3 Monaten und mit Geldſtrafe bis zu 3000 8 oder mit einer dieſer 
Strafen beſtraft. 

Neben der Strafe muß auf Einziehung der Gegenſtände, auf die ſich die Handlung bezieht 
(Waren, Behälter, Fahrzeuge und Geräte) erkannt werden, auch wenn ſie dem Verurteilten nicht 
gehören. 

Die Befugnis der Erlaubnisbehörden zum Widerruf der Milchhandelserlaubnis bleibt unbe⸗ 
rührt. i 

Artikel II 

Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1933 in Kraft. Gleichzeitig tritt die III. Ausführungs⸗ 

verordnung vom 22. 11. 1932 zur Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 

1931 betr. die Regelung des Straßen und Zutragshandels mit Trinkmilch (G. Bl. S. po ar 


Kraft. 
Danzig, den 22. September 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
187 Verordnung 


betr. Ermächtigung des Milchverſorgungsverbandes zur Einführung des V fame 
zum Erlaß von Beſtimmungen über Marken⸗ und Vorzugsmilch. (Gd 2 
Vom 22. September 1933. I . 


Auf Grund des § 1 Ziffer 68 und 89, § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 3 und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) ſowie auf Grund der SS 46 und 47 der Verordnung 
über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931 wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


472 


Artitel I 
Der Milchverſorgungsverband der Freien Stadt Danzig (vgl. IX. Ausführungsverordnung vom 
22. 9. 1933 zur Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft) wird ermächtigt: 

1. den in §§ 22, 23 der J. Ausführungsverordnung vom 10. 5. 1932 (G. Bl. S. 236 ff.) vor⸗ 
geſehenen Bearbeitungszwang, der bis auf weiteres ausgeſetzt wird, einzuführen; 

2. die zum Vollzug der geſetzlichen Vorſchriften für Marken⸗ und Vorzugsmilch (Abſchnitt II der 
Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft) erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen 
zu erlaſſen. 

: Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1933 in Kraft. Gleichzeitig tritt die II. Ausführungs⸗ 
verordnung vom 3. 6. 1932 zur Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft (G. Bl. S. 397) 
außer Kraft. 


Danzig, den 22. September 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinsti-Keijer 


188 Verordnung 
betr. Abänderung der VII. Ausführungsverordnung vom 7. 7. 1933 zur Verordnung über die Regelung 
der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931 (G. Bl. S. 771 ff.) betr. den Kleinhandel mit Milch und 
Milcherzeugniſſen (G. Bl. S. 303 ff.). 
Vom 22. September 1933. : 


Auf Grund des § 1 Ziffer 68 und 89, § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird die VII. Ausführungsverordnung vom 7. 7. 
1933 zur Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931 betr. den Kleinhandel 
mit Milch und Milcherzeugniſſen mit Geſetzeskraft wie folgt geändert: 


Artikel I 
1. In 8 9 Abf. 1 werden die Worte „die unter Bujak von Milch oder Butter bereitet ſind“ 
geſtrichen. 
2. In Artikel III tritt anſtelle des bisherigen Abſatzes 2 folgender neuer Abſatz 2: 

„Neben der Strafe muß auf Einziehung der Gegenſtände, auf die ſich die Handlung be⸗ 
zieht (Waren, Behälter, Fahrzeuge und Geräte), erkannt werden, auch wenn ſie dem Ver⸗ 
urteilten nicht gehören.“ 

Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1933 in Kraft. 


Danzig, den 22. September 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski-Keiſer 


189 Verordnung 
betr. Abänderung der VIII. Ausführungsverordnung vom 7. 7. 1933 zur Verordnung über die Regelung 
der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931 (G. Bl. S. 771 ff.) betr. Ausdehnung der Erlaubnispflicht auf 
den Verkehr mit Butter, Käſe, Butterſchmalz ſowie mit milch⸗ und butter⸗ 
haltigen Fetten (G. Bl. S. 306 ff.). 
Vom 22. September 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 68 und 89, § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird die VIII. Ausführungsverordnung vom . 
1933 zur Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931 betr. Ausdehnung 
der Erlaubnispflicht auf den Verkehr mit Butter, Käſe, Butterſchmalz ſowie mit mild- und butter⸗ 
haltigen Fetten mit Geſetzeskraft wie folgt abgeändert: 


Artikel ! 
1. Im 8 6 wird hinter Abſ. 1 folgender neuer Abſ. 2 eingeſchaltet: 
„Das Umformen und Umpacken von Butter iſt nur in den vom Milchverſorgungsverband 
zugelaſſenen Betrieben geſtattet.“ 
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2. $ 8 erhält folgende Faſſung: 
„Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werden, ſoweit ſie nicht nach ia 
den Vorſchriften der Verordnung über die Regelung der Milchwirtſchaft vom 27. 10. 1931 
ſtrafbar ſind, mit Gefängnis bis zu 3 Monaten und mit Geldſtrafe bis zu 3000 G oder mit 
einer dieſer Strafen beſtraft. 
Neben der Strafe muß auf Einziehung der Gegenſtände, auf die ſich die Handlung be⸗ 
zieht (Waren, Behälter, Fahrzeuge und Geräte), erkannt werden, auch wenn ſie dem Ver⸗ 
urteilten nicht gehören. ,, 
Die Befugnis der Erlaubnisbehörde zum Widerruf der Erlaubnis bleibt unberührt.“ 
Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1933 in Kraft. 


Danzig, den 22. September 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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